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Verordnung
über das elektronische Verfahren vor 
Verwaltungsbehörden
(VeVV)

vom [Datum]

Betroffene SRL-Nummern:
Neu: ???
Geändert: 35 | 36 | 327
Aufgehoben: –

Der Regierungsrat des Kantons Luzern,

gestützt auf die §§ 26 Absatz 2, 26d Absatz 3 § 38a Absatz 5 und 141 Absatz 3 des Ge-
setzes über die Verwaltungsrechtspflege vom 3. Juli 19721,
auf Antrag des Justiz- und Sicherheitsdepartementes,

beschliesst:

I.

1 Allgemeines

§  1 Gegenstand und Geltungsbereich
1 Die Verordnung regelt die elektronischen Verfahrenshandlungen in Verfahren nach 
dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege vom 3. Juli 19722 vor dem Regierungsrat 
sowie den Departementen und Dienststellen.
2 In Verfahren vor den Gemeindebehörden und den anderen Instanzen der Gemeindever-
waltung sowie in Verfahren vor Verwaltungs-und Rechtspflegeinstanzen der vermö-
gensfähigen Verwaltungseinheiten und sowie Instanzen privatrechtlicher Organisatio-
nen, die öffentlich-rechtliche Aufgaben erfüllen, gelten die Bestimmungen des 2. Kapi-
tels sinngemäss, sofern das Übermittlungssystem nach den §§ 3 ff. Verwendung findet.

§  2 Zulässige Übermittlungssysteme (§ 26 Abs. 2 VRG-Entwurf)
1 Übermittlungssysteme für elektronische Verfahrenshandlungen
a. stellen den Zeitpunkt der Übermittlung fest und protokollieren diese,
b. stellen sicher, dass die Eingaben und die behördlichen Mitteilungen vor unrecht-

mässiger Kenntnisnahme und vor Veränderung geschützt sind.

2 Erstinstanzliches Verwaltungsverfahren

2.1 Gesuche

§  3 Übermittlungssystem (§ 26 Abs. 2 VRG-Entwurf)
1 Der Onlineschalter gemäss § 13 des Gesetzes über E-Government (EGovG) vom ...3 ist 
Übermittlungssystem für Gesuche, die durch Entscheid im erstinstanzlichen Verwal-
tungsverfahren zu erledigen sind.

1 SRL Nr. 40
2 SRL Nr. 40
3 SRL Nr. 26c

https://srl.lu.ch/data/40/de
https://srl.lu.ch/data/26c/de
https://srl.lu.ch/data/40/de
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2 Vorbehalten bleiben besondere Übermittlungssysteme des kantonalen und des Bundes-
rechts.

§  4 Formulare
1 Für die Gesuchsreinreichung stellen die Behörden im Onlineschalter Formulare zur 
Verfügung.
2 Beilagen zum Gesuch sind im Format zu übermitteln, welche im Formular genannt 
sind.
3 Sofern eine Unterschrift erforderlich ist, ist diese Anforderung über die Authentifizie-
rung für die Nutzung des Onlineschalters mittels Identitätsverwaltungssystem gemäss § 
14 EGovG erbracht. Ausnahmsweise kann eine von der Behörde zugewiesene Ziffern-, 
Buchstabe- oder Zeichenfolge der Authentifizierung dienen.

§  5 Fristenwahrung von Eingaben
1 Für die Wahrung einer Frist ist der Zeitpunkt massgebend, zu dem das Übermittlungs-
system die Eingabe automatisiert bestätigt.

§  6 Aktenführung
1 Die Behörden führen alle Akten des erstinstanzlichen Verwaltungsverfahrens elektro-
nisch. Ausgenommen sind Akten, die sich aus technischen Gründen nicht dafür eignen.
2 Gesuche in Papierform sind mit den Beilagen elektronisch zu erfassen. Die Behand-
lung der auf dem Postweg eintreffenden Einsendungen richtet sich nach § 13a Organisa-
tionsverordnung (OV) vom 4. Juli 20174.
3 Vorbehalten bleibt die physische Aufbewahrung von Akten, wenn dies aus rechtlichen 
Gründen nötig ist. § 13b OV gilt sinngemäss.

§  7 Elektronische Akteneinsicht
1 Elektronische Akteneinsicht kann im elektronischen Briefkasten gemäss § 15 EGovG 
gewährt werden.

2.2 Einsprache

§  8
1 Für Einsprachen an den Regierungsrat, die Departemente und die Dienststellen (§§ 117 
ff. VRG) gelten die Bestimmungen des Teils 3 dieser Verordnung sinngemäss.

2.3 Vorladungen, Entscheide und andere 
Mitteilungen

§  9 Elektronische Eröffnung
1 Die Behörden können einer Partei Vorladungen, Entscheide und andere Mitteilungen 
über den elektronischen Briefkasten gemäss § 15 EGovG eröffnen, sofern die Partei in 
die elektronischen Zustellung eingewilligt hat.
2 Die Einwilligung kann für bestimmte Verfahren gegeben werden.
3 Die Zustimmung kann jederzeit bei der zuständigen Behörde widerrufen werden. Für 
Mitteilungen, die im elektronischen Briefkasten bereits zu Abholung bereit gestellt wur-
den, hat der Widerruf keine Wirkung.
4 4 Vorbehalten bleiben besondere Übermittlungssysteme des kantonalen und des Bun-
desrechts.

4 SRL Nr. 36

https://srl.lu.ch/data/36/de
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§  10 Format und elektronisches Siegel
1 Mitteilungen der Behörden sind im Format PDF/A, Beilagen im Format PDF zu über-
mitteln.
2 Die Behörden bezeichnen die berechtigen Personen, welche sich gegenüber dem elek-
tronischen Briefkasten authentifizieren und die geregelten elektronischen Siegel und den 
qualifizierten elektronischen Zeitstempel nach dem Bundesgesetz über die elektronische 
Signatur (ZertES) vom 18. März 2016 einsetzen dürfen.

§  11 Eingangs-, Abruf- und Nichtabholquittung bei Eröffnung
1 Nach der Bereitstellung der behördlichen Mitteilung im elektronischen Briefkasten er-
hält der Eingabesteller oder die Eingabestellerin automatisiert eine Eingangsquittung im 
elektronischen Briefkasten.
2 Der Eingabesteller oder die Eingabestellerin erhält beim erstmaligen Abruf der Mittei-
lung der Behörde im elektronischen Briefkasten automatisiert eine Abrufquittung.
3 Wird die Mitteilung innert der Abholfrist nicht abgerufen, erhält der Eingabesteller 
oder die Eingabestellerin automatisiert eine Nichtabholquittung.
4 Eingangs-, Abruf- und Nichtabholquittungen sind mit einem elektronischen Siegel und 
einem qualifizierten elektronischen Zeitstempel nach dem Bundesgesetz über die elek-
tronische Signatur(5) vom 18. März 2016 zu versehen.
5 Die Quittungen stehen auch der Behörde zur Verfügung.

3 Verwaltungsbeschwerde und ähnliche streitige 
Verfahren

§  12 Übermittlungssystem (§ 26 Abs. 2 VRG-Entwurf)
1 Die zentrale Plattform nach dem Bundesgesetz über die Plattformen für die elektroni-
sche Kommunikation in der Justiz (BEKJ) vom 20. Dezember 20256 ist das zulässige 
elektronische Übermittlungssystem in folgenden Verfahren vor dem Regierungsrat und 
den Departementen:
a. Verwaltungsbeschwerde (§§ 142ff. VRG),
b. Aufsichtsbeschwerde (§§ 180 ff. VRG),
c. Stimmrechtsbeschwerde (§§ 158 ff. Stimmrechtsgesetz [StRG] vom 25. Oktober 

19887),
d. Gemeindebeschwerde (§ 109 Gemeindegesetz [GG] vom 4. Mai 20048.
2 Der Verkehr zwischen Instruktionsinstanz und Vorinstanz kann über ein Geschäftsver-
waltungssystem abgewickelt werden, das den Anforderungen von § 2 genügt.

§  13 Behandlung von Eingaben in Papierform
1 Die Behörden erfassen Rechtsmittelschriften und Beilagen, die in Papierform einge-
reicht werden, elektronisch. Sie sorgen für die Behandlung der Eingabe nach Artikel 29.
2 Die Vorinstanz erfasst Beilagen zu ihrer Vernehmlassung (§ 136 VRG) elektronisch. 
Die Anforderungen des Artikel 29 Absatz 1 BEKJ und der Verordnung über die elektro-
nische Kommunikation in der Justiz (VEKJ) vom ... (SR ...) gelten sinngemäss.

§  14 Elektronische Akteneinsicht
1 Elektronische Akteneinsicht kann in der Plattform nach dem BEKJ gewährt werden.

§  15 Verweis auf Bundesrecht
1 Die Bestimmungen des BEKJ sowie die zugehörigen technischen Vorschriften sind für 
die elektronische Übermittlung anwendbar, soweit das VRG und die vorliegende Ver-
ordnung nichts anderes vorsehen.

5 SR 943.03
6 SR 172.023
7 SRL Nr. 10
8 SRL Nr. 150

https://srl.lu.ch/data/150/de
https://srl.lu.ch/data/10/de
https://db.clex.ch/link/Bund/172.023/de
https://db.clex.ch/link/Bund/943.03/de
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II.

1.

Geschäftsordnung des Regierungsrates (GORR) vom 26. August 20149 (Stand 
1. Mai 2025) wird wie folgt geändert:

§  20 Abs. 4  (neu)
4 Beschlüsse, die als Entscheide in Übermittlungssystem nach § 26 Absatz 2 VRG zuge-
stellt werden, enthalten den Namen des Staatsschreibers oder Staatsschreiberin oder im 
Verhinderungsfall des Protokollführers oder der Protokollführerin und sind mit dem ge-
regelten elektronischen Siegel mit qualifiziertem elektronischen Zeitstempel nach Zer-
tES zu versehen.

2.
Verordnung über die Organisation, die Führung und die Kontrolle der kantonalen Ver-
waltung (Organisationsverordnung, OV) vom 4. Juli 201710 (Stand 1. März 2023) wird 
wie folgt geändert:

§  13b Abs. 1
1 Die Dienststellen beurteilen bei der Erfassung von Dokumenten in der elektronischen 
Geschäftsverwaltung, ob diese zusätzlich physisch aufzubewahren sind. Sie haben ins-
besondere Dokumente physisch aufzubewahren,
c. aufgehoben

3.

Verordnung über den Justizvollzug (JVV) vom 24. März 201611 (Stand 1. Januar 2026) 
wird wie folgt geändert:

§  1 Abs. 3  (neu)
3 Sie bestimmt das elektronische Übermittlungssystem für den elektronischen Verkehr 
mit den Justizvollzugsbehörden.

§  14a  (neu)

Verfahren
1 Für sämtliche Verfahren der zuständigen Behörden im Geltungsbereich des Gesetzes 
über den Justizvollzug ist die zentrale Plattform nach dem Bundesgesetz über die Platt-
formen für die elektronische Kommunikation in der Justiz (BEKJ) vom 20. Dezember 
202512 das zulässige Übermittlungssystem.

III.
Keine Fremdaufhebungen.

9 SRL Nr. 35
10 SRL Nr. 36
11 SRL Nr. 327
12 SR 172.023

https://db.clex.ch/link/Bund/172.023/de
https://srl.lu.ch/data/327/de
https://srl.lu.ch/data/36/de
https://srl.lu.ch/data/35/de
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IV.
Die Verordnung ist im Kantonsblatt zu veröffentlichen. Sie tritt am ... in Kraft.

Luzern, ...

Im Namen des Regierungsrates
 
Der Präsident/Die Präsidentin: ...
Der Staatsschreiber: ...
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